
nicht voll verwirklicht ist, daß z. B. das Konkursverfah­
ren und die Zwangsvollstreckungshandlungen aus den 
§§ 887, 888 und 890 ZPO noch nicht den Vollstreckungs­
organen zugewiesen wurden, so zeichnet sich doch klar 
und unzweifelhaft der Unterschied zwischen dem kapi­
talistischen „Vollstreckungsgericht“ und dem „Vollstrek- 
kungsorgan“ des sozialistischen Gerichts ab. Deshalb ist 
auch bei der Betrachtung der Zuständigkeiten des 
Sekretärs eines Kreisgerichts eine Trennung zwischen 
den unter 2. aufgeführten ehemals richterlichen Ge­
schäften und denen eines Vollstreckungsorgans vorzu­
nehmen.

Diese grundsätzliche Verschiedenheit der Stellung des 
Sekretärs ergibt sich auch aus der Gesetzgebung, welche 
die dem Sekretär obliegenden Aufgaben an drei ver­
schiedenen Stellen — nämlich im § 60 Abs. 2 GVG, im\ 
§ 4 AnglVO und in den §§ 28 bis 32 AnglVO — gesondert 
geregelt hat.

Bei dieser Betrachtungsweise zwingt sich die auch von 
Peter und Püschel gezogene Schlußfolgerung auf, daß 
die Regelung des § 34 AnglVO ungenau und lückenhaft 
ist. Eine Neuregelung müßte die beschriebene Verschie­
denartigkeit der Sekretärsfunktionen beachten, um den 
Rechtsbehelf der Einnerung auf die Fälle zu beschrän­
ken, in denen dieser besondere Rechtsbehelf erforder­
lich ist. Diese Notwendigkeit ist jedoch nur dort vor­
handen, wo die bisherigen Rechtsbehelfe nicht genügende 
Rechtsgarantien bieten oder wo das Gesetz Rechtsmittel 
vorsieht, die nicht der Stellung des Sekretärs ent­
sprechen.

Um zu klaren Schlußfolgerungen kommen zu können, 
muß man an den vorstehenden Tätigkeitsmerkmalen 
und den insoweit vorhandenen Rechtsbehelfen feststel­
len, inwieweit die Schaffung der besonderen Erinnerung 
des § 34 AnglVO erforderlich ist.

1. Als Geschäftsstellenleiter untersteht der Sekretär 
der Aufsicht des Vorsitzenden des Gerichts bzw. — so­
weit es Justizverwaltungssachen betrifft — der Aufsicht 
des Direktors des Gerichts und der Justizverwaltungs­
stelle des Bezirks. Durch die jederzeit mögliche Dienst­
aufsichtsbeschwerde und dadurch, daß vom Sekretär in 
dieser Eigenschaft weder formell noch materiell rechts­
kräftige Entscheidungen zu treffen sind, bedarf es für 
diesen Aufgabenbereich keines besonderen Rechts­
behelfs. Ebenfalls bedarf es keines besonderen Rechts­
behelfs für das Kostenfestsetzungsverfahren, da der 
Rechtsbehelf des § 104 Abs. 3 ZPO ebenfalls ausreicht, 
um die Rechte der von einer Entscheidung des Sekretärs 
Betroffenen zu wahren.

Dagegen ist im Fall des § 706 ZPO für den Kläger und 
für den Verklagten und in den Fällen der §§ 724 ff. ZPO 
für den Gläubiger gegen eine eventuelle Weigerung des 
Sekretärs, die beantragte Vollstreckungsklausel zu er­
teilen, ein Rechtsbehelf erforderlich. Der Schuldner ist 
durch § 732 ZPO ausreichend gegen die Erteilung einer 
unrichtigen Vollstreckungsklausel geschützt.

2. Im Mahnverfahren muß außer dem Widerspruch 
gegen den Zahlungsbefehl und dem Einspruch gegen 
den Vollstreckungsbefehl auch noch die Erinnerung des 
Gläubigers gegen antragsabweisende Entscheidungen 
des Sekretärs zur Nachprüfung durch das Gericht füh­
ren, wobei die Entscheidung des Gerichts über die Er­
innerung gegen eine Zurückweisung des Antrags auf 
Erteilung des Vollstreckungsbefehls durch den Sekretär 

der sofortigen Beschwerde unterliegt (§§ 699 Abs. 2 
Satz 2, 577 ZPO).5

Desgleichen muß die Erinnerung gegen Entscheidun­
gen des Sekretärs im Aufgebotsverfahren und in den 
Fällen der §§ 109, 715 ZPO, § 29 Abs. 1 b AnglVO zu­
lässig sein.

3. Die Tätigkeit des Sekretärs als Vollstreckungsorgan 
wird hinreichend durch die nach § 766 ZPO zulässigen 
Einwendungen unter die Kontrolle des Gerichts ge­
bracht. Lediglich in den Fällen, in denen die gesetz­
lichen Bestimmungen, die noch auf die richterliche Ent­
scheidung abgestellt sind, die sofortige Beschwerde

ä § 699 Abs. 2 Satz 1 ZPO ist gegenstandslos.

zulassen6 oder aber die Unanfechtbarkeit vorsehen7, ist 
die Zulassung der Erinnerung notwendig.

Die auf Grund einer Erinnerung gegen eine Entschei­
dung des Sekretärs ergangene Entscheidung des Ge­
richts unterliegt sodann der in den gesetzlichen Bestim­
mungen vorgesehenen sofortigen Beschwerde bzw. ist 
unanfechtbar.

Bei der Neufassung des § 34 AnglVO sollte die Ab­
hilfebefugnis des Sekretärs bei Erinnerungen dieser Art 
beibehalten bleiben. Jedoch sollte man eine Verlänge­
rung der Einlegungsfrist (Notfrist) auf zwei Wochen er­
wägen. Die Erfahrungen in der Praxis — insbesondere 
im Zwangsversteigerungsverfahren — haben ergeben, 
daß auswärts wohnende, durch einen Bevollmächtigten 
vertretene Beteiligte dadurch, daß sie durch den Bevoll­
mächtigten über den Inhalt einer zugestellten Entschei­
dung erst informiert werden müssen, und durch die 
Kürze der bisher hierzu zur Verfügung stehenden Zeit 
benachteiligt und in ihren Entschlüssen beeinträchtigt 
werden, da der Rechtsbehelf bereits eine Woche nach 
Zustellung bei dem Gericht eingegangen sein muß. Über 
Einwendungen nach § 766 ZPO gegen Maßnahmen des 
Sekretärs in der Zwangsvollstreckung hat das Gericht 
zu entscheiden. Der Sekretär darf einer solchen Einwen­
dung nicht abhelfen, da er ebenso wie der Gerichtsvoll­
zieher Vollstreckungsorgan und gleichermaßen der Kon­
trolle des Gerichts unterworfen ist und die vom Sekre­
tär im Zwangsvollstreckungsverfahren getroffenen Ent­
scheidungen ebenfalls wie die des Gerichtsvollziehers 
nur Vollstreckungshandlungen sind. Daß die Ent­

scheidungen des Sekretärs in der Form von Beschlüssen 
ergehen, ist dabei unbeachtlich. Eine Abhilfebefugnis 
des Sekretärs in diesen Fällen könnte z. B. dann zu einer 
nicht vertretbaren Verzögerung führen, wenn der Sekre­
tär nach Eingang der Einwendungen erst noch Ermitt­
lungen über deren Begründetheit anstellt, um darüber 
entscheiden zu können, ob er abhelfen kann oder nicht 
In dieser Zeit läuft die Zwangsvollstreckung weiter, da 
mir das Gericht bis zur endgültigen Entscheidung diese 
einstweilen einstellen kann (§§ 766, 732 Abs. 2 ZPO), 
während der Sekretär hierzu nicht befugt ist. Außer­
dem würde bei einer Abhilfe durch den Sekretär wie­
derum eine den gleichen Einwendungen ausgesetzte 
Entscheidung geschaffen, was im Ergebnis unbefriedi­
gend ist.

In einer Neufassung des § 34 AnglVO müßte daher 
die Erinnerung, zu deren Abhilfe der Sekretär befugt 
ist, nur zugelassen werden:

1. gegen die ein Mahngesuch oder einen Antrag auf 
Erteilung eines Vollstreckungsbefehls zurückweisenden 
Entscheidungen des Sekretärs,

2. gegen Entscheidungen des Sekretärs in den im § 29 
Abs. 1 AnglVO genannten Fällen, soweit nicht die Ein­
wendungen aus § 732 ZPO erhoben werden können,

3. gegen Entscheidungen des Sekretärs nach Art. 6 
der SchutzVO vom 4. Dezember 1943 und nach §§ 18, 19, 
19a, 19c und 19d der VO vom 26. Mai 1933 über Maß­
nahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung 
(RGBl. I S. 302),

4. gegen Entscheidungen des Sekretärs im Aufgebots­
verfahren, soweit dieses nach § 30 AnglVO dem Sekre­
tär zugewiesen ist,

5. gegen Entscheidungen des Sekretärs im Zwangsver­
steigerungsverfahren insoweit, als durch die §§ 95 ff. 
ZVG, §§ 5, 6, 9a, 9b der VO vom 26. Mai 1933 die sofor­
tige Beschwerde vorgesehen ist, mit Ausnahme der im 
Wege der Zwangsvollstreckung ergangenen und durch 
Einwendungen aus § 766 ZPO anfechtbaren Anordnungs­
und Beitrittsbeschlüsse,

6. gegen alle im Zwangsverwaltungsverfahren getrof­
fenen Entscheidungen des Sekretärs mit Ausnahme der 
Anordnungs- und Beitrittsbeschlüsse, der Terminsbe­
stimmungen und der Teilungspläne,

7. gegen die Verhängung von Ordnungsstrafe durch 
den Sekretär (§ 32 AnglVO).

6 z. B.: §§ 5, 6 und 9a der VO vom 26. Mai 1933, §§ 95 tt. ZVG.
7 z. B.: §§ 18, 19d der VO vom 26. Mai 1933.
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